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WO Jahrhunderte sind eıtdem vorübergegangen. Die Hessen-
STA hat iIm aquie dieser langen Zeit viel ‚Geschichte geschaut, qaber
auch viel ‚Geschichte‘ EMAC Nur S  9 weıl S1Ee selbst den Gang der
Entwicklung bestimmen Wwu  © nıcht blindlıngs dem äußeren V erden
sich unterwarf, konnte S1IE iıhr mittelalterliches Antlıtz reiten hıs auf
den eutigen Ta  5 Mıt Aachen, Nürnberg, Rothenburg Tauber un
mancher anderen eıne echt-deutsche Stadt! In einer Zeıt des leder-
auferstehens VOIN tiefem WHall ıst Fritzlars ubılaum dem deutschen
Volke eine Mahnung ZUT Besinnung quf{ eigene ra Treue
gegenüber eigenen erten, worın etzten kndes alle wahre Größe
begründet ist. Man wırd die hessische Bonifatiusstadt A diıesem Meilen-
stein ihrer Geschichte beglückwünschen VOr Iem auch iIm Hınhdliceke
auf ihr eigenes Verdienst an ihrer Vergangenheıt, diıe der Gr6öße
ihres Ursprungs und der ro  e ihres Gründers würdie 15 Doceat
hıstoria!

Die staatlıche Missionsgesefzgebung ın den vormals
deutschen Kolonien.

Von Dr. eodor rentrup D., eYy.
ısher hat das rechtliche Verhältnis zwıschen Staat und Mission In den VOT=
mals deutschen Kolonien noch keine systematische Darstellung gefunden.

Und doch verdient sowohl geschichtlichen Standpunkt A{ auch WEDECNH
Es soll dessSeINESs idealen Werles in der Theorıe festgehalten werden.

halb der Versuch gemacht werden, das staatskirchliche System in uNsSeTeN

verlorenen Koloni:en VOoOr dem geistigen Auge erstehen Zı lassen.

Das grundlegende Gesetz betreffend die Religions- und Missionsfreiheit.
Das Hauptgesetz für dıe Religionsverhältnisse ın den deutschen Koloniern

hıldete der S 14 des Schutzgebietsgesetzes ın seliner WFassung VO Sep-
tember 1900 Er autet:

„Den Angehörigen der im Deutschen Reiche anerkannten Religionsge-
meıinschaften werden ın den Schutzgebieten Gewissensfreıiheit und relig1öse
Duldung gewährleistet. Die freie und öffentlıche usübung dieser ulte, das
Recht der rbauung gottesdienstlicher Gebäude und der kınrichtung VO  —

Missionen der bezeichneten Religionsgemeinschaften unterlegen keinerler
setzlicher Beschrän_}cung noch Hındernis.“

Geschichte.
Der des Schutzgebietsgesetzes ist der Initiative des Zentrums ZU

verdanken. ‚Als 1MmM Jänner 1886 die ersie Kegjierungsvorlage betreffen 1ın
(jeseiz für dıe Kolonien eingebracht wurde, tellte Freiherr on Buol (Zen-
trum) den Antrag, den Artikel der Kongoakte 26 WFebruar 1855, der
dıe Gewissensfreiheıit und relıg1öse Duldung garantıerte, darın aufzunehmen.
Der Antrag wurde damals abgelehnt. In der Reichstagssession 887/88 rachte
iıhn D: Rintelen nochmals eın, aber vyiederum ohne Erfolg. Doch ist be
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achtenswert daß dıe Partejen ıh mıt der Begründung ablehnten daß adurch
auch dem siam freıe Propagandatätigkeıt vewährleistet werde, UNeEel'-

wünscht SC 1 eue Anstrengungen machte Dr ındthorst den Jahren
1889/90, ebenfalls ohne en AT erreıchen. Merkwürdigerweıse A sıch
der Zentrumsführer SECINeTr emühungen dıe geseizliche Festlegung
der Missionsfreiheıit jen Hohn protestantischer Missıionskreise zuz1

Endlich gelang em Abg Gröber, mıt SCcCINEIN Antrag 28 12 un  7 1900
durchzudringen ınd ıhn als dem Schutzgebietsgesetze einzufügen ?

nhalt
Der S 14 des SchG G3 ezieht sıch auf dıeSubjekt des Gesetizes

Angehörigen der 1111 Deutschen Keıiche anerkannten Religionsgemeinschaften
Diesen werden bestimmte KRechte verlhıehen Die rage Nnu Was 1111

Sınne des 14 „anerkannte Relig1onsgemenschaften
Dr Jacobı gab dem USdTruc. sehr weıle Interpretation Er

hıelt aIiur daß 1N€e Religionsgemeinschaft dann schon qls „anerkannt“ Z

gelten 12a WEeNlll S16 innerhalb der Grenzen des Deutschen Reiches irgend
WIe WenNnn auch hbloß anıf Grund des allgemeınen Vereinsrechtes exıstıeren
durfte kın b esond Akt der Anerkennung Nar nach ihm nıcht erfordert
Die allgemeıne Ansıcht der Koloniahjurısten aber INn daß arauf
ankomme ob 111e Religionsgemeinschaft der deutschen Bundes-
taaten durch e1InNnell posılıven Akti bestätigt worden Se1° Nur auf solche fand

14 SchGG Anwendung Deshalb nach den kırchenpolitischen Kechts
erhältnıssen, W1e€e S1E VOT dem Weltkriege Deutschland bestanden, in den

Kolonien olgende Religionsgemeinschaften existenzberechtigt dıe katholische
Kırche, die evangelıschen Landeskırchen, dıe Herrnhuter, Altlutheraner, Deutsch-
und Altkatholiken, Mennonıiten, NiederländischReformierten, Baptısten und
en Dagegen konnten sıch auf den Schutzdes nıcht erufen dıe
Mormonen, dıe Heilsarmee, dıe anglıkanıschen und amerıkanıschen Religions-
gesellschaften, dıe orientalischenSekten, der Buddhismus, Islam USW. Ebenso
N189 stand der 14 den heidnıschen Kulten der Kıngeborenen der Kolonien
ZUFC Seite. Dıe Religionspolitik des Deutschen Reiches 112 e1NeN chutzge-

Diehıeten zeıgtle a1s0 bestimmt charakterisierte chrıstlıche Tendenz.
Kongoakte, deren Geltungsbereich auch Gebiete der deutschen Kolonien
a  €: gewährte en Kulten dıe freie ınd öffentliche usübung.

Jede Religionsgemeinschaft, dıe 1111 Deutschen Reiche nerkennung BC-
funden hatte, War mıt en ıhren „Angehörigen für dıe Rechte des S 14
zuständıg, Da auch usländer Mitgliedeı e]ner olchen Gemeimschaft ein

konnten, stand auch ihnen der Genuß diıeser KRechte frei Das he
sonders für dıe katholische Kırche VON Bedeutung Außerdeutsche katholische
Missionsgesellschaften konnten ungehindert dıe deutschen Kolonien ent

Vgl Allgemeine Missions-Zeitschrift XVI (1889)
Vgl Kolonien un Kolonialpolitik, Gladbach, if.
SchGG Schutzgebietsgesetz.
Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht, olge, 14 (1904),
So ehrten Lie (:70) Freytag: Zeitschrift fur Koloni1alpolitik uswW

(1908) 300 {f. 3592 TE Ja  I Gerstmeyer, Das Schutzgebietsgesetz, Berlin 1910; 4  7
er VO Hoffmann, Einführung i das eufsche olonialrecht, Leipzig 1907, 111

Zeitschriit Iür Missionswissenschaft. ahrgang.
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sandt werden, WI1e es auch tatsächliıch. mıiıt Genehmigung der deutschen Re-
gi1erung geschah,

2 Garantıerte Rechte Der gewährte olgende Rechte
ewissensfreiheıt und relıgıöse uldung. Da keine Kın-

schränkung hinzugefügt wurde, galt dıe „relig1öse Duldung für dıe Re.
ligionsgemeinschaften iıhrer vollen Form und Gestaltung. Sso War die
katholische Kırche mı1t dem SanzZen Ausbau ıhrer Verfassung und kın
richtung den Kolonı:en existenzberechtigt. Dıe gesetzlichen Behinderungen,
dıe hıs 1919 einzelnen Bundesstaaten ezug auf die relig1ösen en be
standen, elen rechtlıch 111 den Kolonı:en fort

11 Der freıe und öffentlıche Kultus Bel der Kultfreiheıit und den
och weıter . nennenden KHechten wırd ausdrücklich hinzugefügt, daß S1IC

„keinerle] gesetzlicher Beschränkung und Hınderung“* unterhegen ollten s
Warell darum ohne vorhergehende behördliche Erlaubnis alle JENE öffentlichen
Kulthandlungengesetzlıch. erlaubt, die irgendwıe (iottesdienst gehörten.
Die katholische Kırche, analog natürlich auch die sonstigen Gemeinschaften,

berechtigt ZUL Abhaltung ON Prozessionen, Bıttgängen, ZU Gebrauch
der Glocken USW.,. Der hatte dazu die Genehmigung erteilt, und
deshalb Wal 1N€ weıtere Bewilliıgung vonseıten der Kolonijalbeamten recht-
ıch zwecklos.

Kirchen und11 Die rbauung gottesdienstlicher Gebäude
apellen konnten wegen iıhrer Zweckbestimmungon derKolonialverwaltung
nıchtuntersagt werden. Es <stand ıhr niıcht ZUL, 1n Kirchenprojekt qals nıcht
notwendig oder 112 seınen Dımensionen S über dıe Bedürfnisse hinausgehend

verwerlfen. DıieZweckmäßigkeit desselben hatte CINZIS die Kırchengemein-
schaft Z beurteilen. Weıil las (Gjesetz NUur dıe Entstehung der Kirchen
garantıeren wollte, wurden JeENEC Bauvorschriften, dıe den Kirchenbau.
keinerW eıise: beeinträchtigten, nämlıch die technıschen, sicherheitspolizeilichen

Über dıese Dund hygienischen Bestimmungen nıcht außer Kralt gesetzl.
wachen, hblıeh Aufgabe der Kolonialverwaltung.

Dıe EKIinrıc  ung VO Missionen.:. Dieserun urge-
CINS der behandeltmäß von besonderer Wichtigkeit; ET muß eshalb etwas

werden. DieMissiıon bezweckt die us itung und Westig der.christlichen
Religion. Da der Gesetzgeber orschrieb, daß diesesW er ohne geselz iıche
Eı schränkung.und Behinde eingerichtet werde, 1ss]ıonNare
die Vollmacht, P’C1 JeNE Mittel u Organ ren ] 1

elte ß bel derErr chungıhres Zieles für otwendig und üt 1
Durechf hru gZE eın dıe u &1} Ordnung auf-
stellt 1 befolg werd muß Aber rüber hinaus 11

dieMiıssıonare keiner du nt ndern konnten autonomer
Weise h Deı kam also eın hohes aBß
frejer Bewee ıng

Zum ungehindert de Missionsw rkes, dıe Neuzeit es auf-
faßt gehören 1im einzelnen folgend S cke

l1er gilt, asoben vona) Die Errichtung derMissionsgebäude.
den gottesdienstlichen Gebäuden gesagt wurde: wegen ıhrerZweckbestimmung

urften S1E nıcht untersagt werden.
Die Anstellung der Missionskräfte.. Europäische Missıonar
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einheimische Lehrer, Katechisten USW. konnten von der Missionsleitung
frejıer Bestimmung eingesetzt und abberufen werden. Nıcht einmal 1Ne€e nach-
trägliche Anmeldung bel den Ziuyı  ehörden Wal erforderlıc Verordnungen,
wie dıe des Kaıiserlichen Kommissars CAM1 auf den Marshallnseln VOIN

September 1593 hatten nach Kırla des SchGG VOINl 1900 hre Rechtskraft
eingebüßt. Dıe hetreffende Verordnung autele: „S en 11 dem Schutz-
gebiet wırkenden Missıonaren wiıird S  S hiermit verboten, ohne vorherige Ver-
ständıgung mıt dem Kaıiserlichen Kommissar Missıionare oder Missionslehrer
auf den nseln des Schutzgebieteseinzusetzen. Zuwıderhandlungen gCHECNH
das Verbot werden mıt Haft bıs Z 6 Monaten oder (Geldstrafe bıs ZU
1000 ark bestraft *.

c) Dıe Errichtung: und Leıtung OÖn sSchulen Wenngleıch der
abstrakte Begriff‘Missıon“ dıe Schultätigkeit nıcht notwendig einschlıeßt,

. gehört doch ZU dem gegenwärtig berall eingeführten Missionssystem die
Sschule als wesentliı:cher Bestandteil. Das Gesetz berücksıc  1gt aber nicht
den metaphysıschen, sondern den VO  s den tatsächliıchen Verhältnissen ent-
NOMMENE Begriff, _ Daß die Schule der 1ssıon unentbehrlıich ist, wurde
auch VON nichtmissionariıscher Seıte uneingeschränkt anerkannt. Paul Rohr
bach schrıeb Ohne Schulorganisation ist eEiINe geregelte Missionstätig-
keıt nıcht enkbar eiInNn Verbot WFarbige unterrichten, WIEC se1ınerzeıl
den nordamerıkanıschen Sklavenstaaten bestanden hat uınd radıkalen
Mıssiıonsfeinden auch heute noch als Ideal vorschweben InNnas, käme SC1INer

Wiırkung auf 1 Missıonsverbot hınaus“ Jacobı sagl: „Zur Kinriıchtung
der Missionen ehören auch dıe Missionsschulen“ 3. Daraus ergibt. sich,
daß nach die Missionsschulen hinsıchtlıch der röffnung und Ein-
richtung un konsequenterweise ıhrem gahzen Betriebe vollkommen freiı
waren. DieseKonsequenz: wurde vonden Kolonialjuristen ohne Bedenken gc
. Jacobi SCHl1e eiINe bezüglichenAusführu mıt den Worten:
„Damıit ist 1000 aufeıne Aufsicht wWw1ıe S16 derStaa Deutschland -D:  ber
Privatschulen und solche sınddoch dıe Missionsschulen Anspruch

Ebenso äußert sich Lie eo_ nimmt, für cdie Schutzgebiete verzichtet“ 4.
Freytag 1n der. Zeitschrift für Kolonialpolitik (1908) 344

Die Bestimmung des kirchenrechtlichen Verhältnisses
zwischen Vorstehern undUntergebenen. Da die Missionskirche: ine

soziale Gemeinschaft ist, gehören ihrer Einrichtung auch dıe POCHFBEHAL
Beziehungen, dıe zwischenaup und j1edern bestehen sollen Sie umfassen

einerseitsden Pflichtenkreis der Missionsvorsteher _gegenüber den Christen,
anderseıts die Pflichtender christliıchen Gemeinde ıhren geistlichen Vor

steher.Zu letzteren gehört U, L die Sorge für den materiellen Bestanddes
Kultus und de Lebensunterhalt der Missionare nach dem paulinıschen.Aus-
spruch Qu servıt altari, de altarı vıvalt. ıe Heranzıehung der ge-
borenen ZuUu Kirchenabgaben War den Verhältnissen entsprechend

Die Kol algesetzgebung VI (Berlin 1892If.)
2 Deu ol rtschaft. Kulturpolitis Grundsätze für 1e R Wun Missionsfra 9, 8

Deutsche el irchenrecht, olge
A.a GegeKolonialpolitik 5

Ga
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den deutschen Kolonıen chwach entwickelt. Tedenfalls stand der Mıssıons-
eıtung Ta die rhebung eıiner Art Kırchensteuer frel.

Daraus ist ersichtlich, daß Dia dıe Verordnung des Kaiserlichen Kom-
missars Sonnenscheıin auf den Marshall-Inseln VO September 1858
uUurc das VO  — 1900 unwıirksam gemacht worden WAar. Die Verordnung
autete: „S s ist gestatlelt, für Missionszwecke 1mM Schutzgebiete zweımal
1m ahre, und War In den Monaten Januar und Julı, ammlungen abzuhalten

3: Dıe Beıiträge nussen durchaus freiwillıge Sse1nN. Niemand darf durch
irgendwelche Mıttel ZUL Beteiligung AIl der ammlung SEZWUNSECNH werden.,

Von der e der gesammelten Beträge ist dem Kaıiserlichen Kommissar
mıt der nächsten Schiffsgelegenheıit nach Ablauf des SsSammelmonates chrıft-
lıche Anzeige machen. W er den vorstehenden Bestimmungen f
wıder Missionskollekten bhält, oder dıe Höhe der gesammelten Beträge nıcht
rechtzeıtig wahrheitsgemäß: anzelgt, wiırd mıt Geldstrafe bıs 500 Mark oder
Gefängnisstrafe bıs Monaten bestraft“ 1.

Besondere Bestimmungen.
Wiıe in dem vorhergehenden Abschnitt gelegentlich bemerkt wurde, be

standen VOL 1900 in einıgen Kolonıj:en Verordnungen, die dem Missionswerk
weniger ünstıg WAarTren.,. Doch andelte eSs sıch ı1erbeı vereinzelte Kr
scheinungen. Im allgemeınen WarLr auch damals schon dıe GGesamttendenz der
Kolonialverwaltung der issıon gegenüber eine freundschaftliche 1es wurde
durch dıe Kundmachung des S 14 SchGG des ahres 1900 noch verstärkt,
daß se1ıtdem alle Verordnungen, dıie sıch miıt der Mıssıon befassen, fast AaUS-

nahmslos den Charakter wohlwollender Förderung Lragen.
chulen Die Kolonialverwaltung stellte mıiıt Erlaß on 28 Jänner 1899

den Grundsatz der finanziıellen Unterstützung der Miıssiıonsschulen auf. OCcCN
sollte adurch dıe „Kıgenart und Selbständigkeıt“ der Schule nıcht angetastel
werden. Bedingung des Reglerungszuschusses War die Erteilung des deutschen
Unterrichts und der Besuch der Schule al wenigstens agen 1M Jahre?
In der Folgezeıt wurden In den einzelnen Kolonien Normen für dıejenıgen
Schulen aufgestellt, dıe auf eine finanzıelle Beıihilfe seıten der Reglerung
ANnspruc. erhoben. Daß dıe Kolonijalverwaltung versuchte, auf dıe vVvon hr
subventionıerten Schulen Einfluß gewinnen, ist leicht begreiflich ; iıhre
Forderungen waäaren aber sehr maßvoll Als eısple dıene dıe VoO (10uver-
nement Togo a WFebruar 1906 erlassene Schulordnung 3, Die subven-
tionıerten Schulen ollten der Kegierungskontrolle unterstehen. Art der
Verordnung bezeichnete qls Kontrollorgane den Gouverneur und seinen
vVertreier; dıie Bezirksmänner und Bezirksleiter. Die letzteren konnten ihr
Inspektionsrecht nıcht delegieren, sondern mußten persönlıich ausüben.
Art umschrieb dıe ufgaben des Inspektors. Der dıe Schulaufsicht führende
Beamte hatte a} darauf Z7u achten, daß neben der Liaandessprache keine andere
ebende Sprache gelehrt wurde qlg Deutsch; _sic’h Z überzeugen, daß die

Die deutsche Kolonialgeseézgebung VI 928 Vgl diesem Gesetze Lie eo
Freytag, ..  S Zeitschrift Kolonialpolitik (1908) 345 ım

Die deutsche Kolonialgesetzgebung I 37
Die deutsche Kolonialgesetzgebung 30 {T. Neue Schulverordnung vom
1910, E  a Amtsbla füur Togo Nr. 8 48, für amerun On  ar Amtsblatt

für Kamerun 1910 Nr 126
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vorgeschriebene Anzahl Unterrichtsstunden gehalten wurden C) dem Schul
unterricht teilweıse anzuwohnen ohne dıe Tätigkeıit der Lehrer einzugreıfen ;
WOoO aber durfte che CNuler Urc kurze Ansprachen ZUHR KErlernung des
Deutschen anelıfern das VON den Lehrern geführte Schulregister einzusehen
Art bestimmte, laß 1nNe€e eiwalge Bemängelung des Unterrichts nıcht dem
eingeborenen Lehrer gegenüber geschehen habe, sondern dem europäıischen
Schulvorsteher vorzulegen SC

Die VOLL der Regıerung gewährte finanzıelleel für cıe Deutsch
unterrichtenden CcChulen allerdings sehr $ In Togo wurden 1904
1Ur Mk se1il 1906 jJährlıc () Mk uanmıttelbar VOT dem Kriege
20000 für sämtlıche Miıissionsschulen der Kolonıie angesetzt Dıe Ver
teılung auf dıe verschıiedenen Schulen geschah entsprechend der Anzahl der
Schüler, dıe das Xamen VOL EeINeTr O01 (10uverneur ernannten Kommissıon
hestanden hatten In üdwestafrıka erhıielten dıe chulen ZUrLr Verbreitung
der deutschen Sprache Jährlıch durehschnuiıttlıch Je 100 Mk das mındeste

das höchste 500 Mk (janz geringfügıge Unterstützungen flossen den
Missionsschulen stairıka Auf dem Bısmarck Archıpel leıstete
dıe egjıerung für dıe katholischen CcChulen C1INeN Jährlıchen Zuschuß VO.
500 für dıe CcChulen auf den Marshall nseln 1000 Mk kıtwa 11}

gleicher ohe wurden dıe evangelischen Missıonsschulen acC
chulen dıe auf dıe Kegierungsprämien verzichteten, heben 111 ıhrem

NnNnNereh Betriebe Vo  ommen unberührt Nur Punkte hatte dıe
deutsche Kegierung eingegriıffen In dem Runderlaß der Kolonialabteilung
des Berlineı Auswärtigen Amtes O1n D7 Februaı 158597 War den (10uverneuren
der Schutzgebiete dıe Weısung ZUSCBRHANSCH darauf hinzuwirken daß WEeNn

111 en Schulen neben der Kıngeborenensprache noch 111e andere ebende
Sprache gelehrt werden sollte, dıe deutsche den ehrplan aufgenommen
werde3ß.3  2 In Togo hatte. der Gouvernementserlaß VO Jänner 1905 diese
eiısung bindenden Vorschrift gemacht. Schulen, dıe sıch agegen
ehlten, konnten geschlossen und den betreffenden Lehrern dasUnterrichten
verboten werden 4.

Zollermäßıigung. Der Grundsatz, daß den Mıssıonen Zollerleich-
Lerungen gewähren SCICNH, hatte allen deutschen Kolonıien Anerkennung
gefunden. Die Zollverordnung für Deutsch- 51 dwestT1 VO 31 Jänner 1903
S 11 Abs erklärte für zollfrei „alle Von christliıchen Mıssionen, Kırchenge-
sellschaften, Kranken- und Heılanstalten eingeführten Gegenstände, dıe
miıttelbar den Zwecken des Gottesdienstes des Unterrichts un!: der Kranken-
pflege dıenen; ferner aqlle Gegenstände, cdıe von Nıederlassungen christlicher
Missionsgesellschaften für ihren EISCHNEN ebrauch, also nıcht Handels oder
Tauschzwecken, eingeführt werden, und ZWar bıs E (Tesamtzollbetrage von
600 ark Jährlich für jede Station; usSg  me hlıervon sınd W affen,
Munition, alkoholische Getränke, Tabak und Tabakfabriıkate“5 In gleichem
Sınne autete cdıe Zollverordnung für Deutsch Ostalfrıka Von 13 Juniı1 1903

Deufsches Kolonialblatt 1905, 241 [f.
2 Vgl. Martın Schunk, Die Schule füur Eingeborene ] den deutschen Schutz-

gebieten Junı 1911 Hamburg 1914, Ar 119 150 259
Die eufsche Kolonialgesetzgebung Y} 141 endor' 23
endor' VII 1218 14)
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S 15 Ahbhs 3 kKbenso befreıte dıe Zollverordnun für Togo OIl 24 März
und dıe für Kamerun VO August 1911 JELLE Gegenstände che unmuıttel
bar dem (jottesdienst dem Unterricht und der Krankenpflege dıenten O1

Eınfuhrzo Der (10uverneur esa dıie Vollmacht mıt Genehmigung des
Reichskanzlers weılere Zollerleichterungen Z gewähren W eniger weitherzig

ort Naren ZzOllireı Derzeigten sıch dıe Bestimmungen für Neu SUIN .

VO  — christlichen Mıssıonen und Kırchengesellschaften Zwecken des Kultus
eingeführte Weın, auf Antrag beım Gouvernement;: dıe VO  > Kranken- ınd
Heiılanstalten eingeführten Getränke, welche ZUTL Krankenpflege bestimmt Waren,
auf Antrag beım (10uvernement?S.

Steuernachla Die Verordnung betreffend dıe Erhebung eEiINeTr

Häuser- und Hüttensteuer für Deutsch-Ostafrıka März 1905
erklärte dıeGebäude, die ausschließlich dem Gottesdienst und den ReligionsS-
übungen dıenten, für steuerfrel; dıe übrıgen Gebäulichkeiten Miıssıons-
stat1ıon wurden qls eln Haus veranlagt *. Auf den Marıanen aren dıe

Geistlichen Sakrıstane ıund ıne bestimmte Zahl on Kırchensängern Von
der Arbeitsleistung für öffentliche Zwecke befreıit®. Die Steuerverordnung OIn
20 August 1888 auf den Marshall-Inseln hatte die Angehörigen der Missıions-
gesellschaften Vo  m der_ Personalsteuer ausgenommen ®, Die Ausführungs%;e-{} stiımmungendes Gouveneurs von Kamerun Ei‘ngeborenen‘steuerverordndpg
vom 20 Februar 1913 befreıte VOI der Steuerleistung dıe Schüler - und an
werkerlehrlinge mıt einem dreyährıgen Lehrkursus, dıe Missıonsanstalt
besuchten “

Sonnta eiligung.Eine strıkte Vorschrift Sonntagsruhe be-
stand den deutschen Kolonien nıcht; sS1e War auch mıt Rücksicht auf
dıe heidniıschen Eıngeborenen praktisch undurchführbar. Doch hatte Kund
erlaß der Kolonialabteilung Berlıner Auswärtigen Amite VO T Maı 1896
die Beamten den Kolonıien AD WIESEN, darauf hınzuwırken, daß .Sonn-
tagen lärmende Arbeıten, hbesonders 1in der Nähe der Miıssıon, unterbliehen®?.

In den meısten deutschen Kolonien (Kamerun, Togo, Deutsch-Ostafrıka,
Kiautschau) War das enund Löschen 17 Schiffsverkehr 0ONN- und
gebotenen Feiertagen verboten.

e! 1€ CireBestimmungen. Is ıın Deutsch- tafrıka Ver.
dnun es Gouverneur März 1905 dıe Sultanat ua
ndı fü Jie MissionareVerkehr geschlossen - wurden, hatten doc

freien Zutri Hausapotheken der Missık nen P C.sıch Deutsch
stafrıka in T So ohl Was h KExis L auchden Bezug iıhrer

te nb ang bevorzugte 10 Im Einvernehmen

ort VI 44
ch Ko 910 367

Verordnun Sep E  Ko onialgesetzgebung 111 221 {t.
Deutsche l1o lalg I 96 f
Verordnu N Ja 00, e  Sar} Ko jalgesetzgebung 18{

Kolonialgesetzgebun II 120
Deutsches Kolonialblatt 1913, 507.
Dieeuitische Kolonialgesetzgebung I1 229
Die euifsche Kolonialgesetzgebung 70:
Verordnung V, Jun 1921 bzw. Juni 1912, in Devtsches Kolonial-

latt 1911 687; 1912, 7151



159rentrup: Staatlıche Missionsgesetzgebung den eufschen Kolonien

mıf der Mıssıon hatte das (10uvernement Togo und Kamerun dıe Ver-
OLnung erlassen, daß weıbliche Missionszöglinge ohne Genehmigung des
Gouverneurs Kuropädern nıcht f Dienstleistungen herangezogen werden
durften *.

Allgemeine Charakterisierung des deutschen Kolonialkirchenrechts
Diıe Relig1onsgesetze des Deutschen Reiches und der Bundesstaaten

Das Staatskırchenrecht W3 381anden auf dıe Kolonijen keine Anwendung,
ıhnen H TUn auf NEeEU konstruleren. Daher kam CS, daß das Verhältnis
VO  an Staat und Kırche den Kolonien 61n wesentlich anderes Gepräge Lrug
qls 1111 Heimatlande.

Die Religionsfreiheit 111 den Kolonien lehnte sıch, Was die Kultiormen,
Damitdenen 16 zugute kam, Al dıe heimatlichen Rechtsverhältnisse

1n Stück des historisch. ewordenen OIl Deutschland 111 Schutz-
gebiete über. Die einheimischen Religionen, owohl dıe heidnısche W1e auch
dıie mohammedanısche, wurden praktisch geduldet, aber 1nNe gesetzliıche
Sicherung für die usübung iıhres Kultus hat dıe deutsche Regierung nıemals
übernommen. Die unterschiedslose Anerkennung aller Kulte fand der
deutschen Kolonialgesetzgebung keine Stätte. Hierin unterscheıdet sıch grund-
sätzlıch die deutsche und englısche Methode. Großbritannien plleg 11 allge-

roßen Wert darauf D egen, daß es den Eingeborenen Z verstehen
Darumg1bt, Ial WO hre elıgıon nıcht antasten, sondern eher schützen.

garantıerte cs Zie Indıen qusdrücklich dıe Freiheıt ıhrer Diese
Methode Mag auf den ersien 1C als die liıheralere erscheıinen, doch ist dıe
deutsche Methode idealer. Jene 11l das Alte bewahren der polıtischenVor-
teıle WEBCNH, dıiese ekunde den entschiedenen ıllen, den Kingeborenen dıe
(‚üter der chrıstlıchen Kultur bringen

DieReligions- und Missiops{reiheit ] den deutschen Kolonıen WAar Iür
Katholiıken und Protestanten vollläomrhenparıtätısc Die einen hatten
Vor den anderen keinen Vorzug. DasdeutscheGesetz kannte für dıe Schutz-
gebietekeıin konfessionell getrenntes Staatskirchenrecht, sondern, soweıt dıe
Eingeborenen ragekamen, nur die christliche Mıssıon allgemeinen ;
dem Worte nach spricht das Gesetz nıcht einmal von el chrıstlıchen
Mıssıon, beschränkt sıchvielmehr aufden USdruC..„Missıon“ ohne Beıfügung.
Obwohl adurch auch den endıeMöglichkeit eröffnet War,Missionstätig-
keıt Zu übernehmen, War dıes praktısch natürlıch ohne jede Bedeutung,

daß Wirklichkeit NUrT. dıe chrıs  ıche Mission eirac kam
emdas Gesetz keine bestimmte Konfession namhaft machte, mußten

konsequenterweise alle Besonderheıten des Kirchenregimentes und der Kirchen-
ın den Kolonıenhoheit, sS1e sich Deutschland herausgebildet hatten,

fortfall Deutsche eIic anerkannte dıe verschiedenen christlichen
Sowohl dıeKonf sıchmıt Ner «bestimmten Dr verbinden.

ka protestantische Kıirche War für sich und.ıhre. Missions
ykeı OTg risch undfinanziell ganz auf sıch lNleın geste unbe

cht tholiken und Protestanten,verbunden mıtdingte Parıt
lich uneingesch al Z10S€N Duldung des 14 SchGG machte

olonial-Verordnu:] De 25 April 902
gese gebung VYI 138.

e  C
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Kolonmalregierung unmöglıch 1N€ terrıtorjale Trennung der Mıissionsarbeıt
für dıe Katholıken und Protestanten durchzuführen W IC hıe und da VOelI-

ang wurde
Die (Jesetzgebung 1eß dem Kultur und Bıldungswer. der Mıssıonen

der Entfaltung der Schulen freıen Lauf Die Missionsschule erfreute sıch
der en  ar rößten Entwicklungsfreiheit Der moralısche Impuls VOoN seıten
der Regierung für den Fortgang des Bıldungswesens War zweıflellos Urc
das Fernhalten jeglicher Hemmung 111 bedeutender Dagegen 1e dıe finan-
zielle ärkung dieses Kulturfaktors auf nıedrigem Nıyeau stehen. Der welt-
liche Unterricht, den die Missıon Al Stelle des Staates den KEiıngeborenen ETr -

teılte 96 0/9 der Eiıngeborenenschulen gehörten der Missıion anı Z wurde
nıcht entsprechend vergutel. Die Kegierung nahm dıie Leistungen der 1ssıon
qauf dıesem Gebiete mıl Dank entigegen €1 1atte CS SCIN Bewenden Das
CINZISC Schulbetrieb wofür sıch die Regierung Zı eEINEIN leimen finan-
1ellen pfer aufschwang, Wr der Unterricht 111 der deutschen Sprache
Dıe posılıve Seıte der Schulpolitik 111 den deutschen Kolonien 1eß viel
wünschen übrıg

Den ernsthlichen Wıllen helfen und NI fördern offenbarte dıe Behand-
lung der Zoll- und Steuerangelegenheıt der Miıssionsgesellschaften

Missionsrundschau.
Von Dr Freitag, D Bad Driıburg W estf)

Äus dem heimatlichen Missionswesen
Missıonsbewegung unter der studıerenden ugend namentlıch unter

den ademıkern nımmt Jelz 111 allen katholischen Ländern e1lnNen

gunstiıgeren KEntwicklungsgang In Deutschland WO sIeE I 1910
alıf dıe unmıttelbare nregung'‚des KFürsten ZU Löwenstenn auf dem Bres-
lauer Katholkentag 1909 hın ALl der UniversHät Münster entstanden ist, ZE-
hören 1ine bedeutende el VON Uniyversıitäten und andern Hochschulen und
Semiminarıen dem 1920 Münster gegründeten Ak Miıssıionsbund B

zahlreiche andere Akademikerkreise stehen VOLT der ründung CISCNET
Abteilungen und dem Anschluß den Bund An die Stelle sSec1INES ersten
(zeneralsekretärs Dr Fıeper Isi KReferent dıeser Rundschau geireten ? as
Organ des B., dıe „Akademischen Mıissiıonsblätter“ sınd 111 den kürz-
ıch erschıenenen beıden erstien Nummern des elften Jahrgangs Weckrufe

die Gebildeten VONL programmatıscher Bedeutung®. Leıder kann einNne

artın Schlunk, 26
» Der Herausgeber der Zeıitschri hat SC1H Amt als Generalsekretär des

niedergelegt, weıl die Vvon einigen Vereinen ehbhaft gewünschte CNgeETE Verknüpfung
des mift dem Xaveriusverein VONn einigen Personen unsachlıcher Weise
ekämpit wurde. (Anm der Schriftl

Nummer behandelt hauptsachlich Form VOoOnNn Referaten der Studien-
zirkel die bedrängte gegenwärtige Lage des katholischen Missionsfeldes und Nsere
Kraftquellen gegenuber en und Feinden un W ettbewerbern Nummer
1st ZYahz der Lösung der rage gewidmet; WI1Ie sıch der Hochschulstudent praktisch

Missionswerk beteiligen sol1l der Theologiestudent, der Mediziner, der Lehr-
amtskandidat, der Korporationsstudent USW. uch die indiviıiduelle Propaganda
und die Organıiısationsirage wırd VON berufener e1te CrWwWOogeN,


